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Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer
in der Stadt Bergisch Gladbach

(Wettbürosteuersatzung)
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW
S. 666/SGV NRW 2023) – in der aktuell gültigen Fassung – und der §§ 1 bis 3 und
§ 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) – in
der aktuell gültigen Fassung – hat der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt
Bergisch Gladbach im Rahmen einer Delegierung nach § 60 Abs. 1 S. 1 und 2 GO
NRW in seiner Sitzung am 23.06.2020 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Steuererhebung

Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt eine Wettbürosteuer als örtliche Aufwand-
steuer nach den Vorschriften dieser Satzung.

§ 2
Steuergegenstand

(1) Der Besteuerung unterliegen im Gebiet der Stadt Bergisch Gladbach das
Vermitteln oder Veranstalten von Pferde- und Sportwetten in Einrich-
tungen (Wettbüros), die neben der Annahme von Wettscheinen (auch an
Terminals o.ä.) auch das Mitverfolgen der Wettereignisse ermöglichen. Als
Wettbüro im Sinne dieser Satzung gilt auch eine Wettannahme- oder -ver-
mittlungsstelle, die mit einer Örtlichkeit, in welcher das Mitverfolgen von
Wettereignissen möglich ist und Unterhaltungsmöglichkeiten zur Verkür-
zung der Wartezeit bis zum Bekanntwerden der Wettergebnisse bietet, eine
räumlich-funktionale Einheit bildet.

(2) Einrichtungen, in denen Wettscheine lediglich abgegeben werden und kein
weiterer Service angeboten wird, werden nicht besteuert.

§ 3
Steuerschuldner

(1) Steuerschuldner sind die Wettvermittler oder die Wettveranstalter. Wett-
vermittler sind, die den Abschluss von Wetten, insbesondere über einen
aufgestellten Totalisator oder durch Vermittlung an eine Buchmacherin/
einen Buchmacher, in Räumlichkeiten gem. § 2 ermöglicht. Wettveran-
stalter sind, die den Abschluss von Wetten eigener Verantwortlichkeit in
Räumlichkeiten gem. § 2 ermöglichen.

(2) Neben den Steuerschuldnern nach Absatz 1 sind auch diejenigen Steuer-
schuldner, denen aufgrund ordnungsrechtlicher Vorschriften die Erlaubnis
zur Ausübung des in § 2 geregelten Steuergegenstands erteilt wurde, sowie
die Inhaber der Räume oder der Grundstücke, in denen oder auf denen die
Veranstaltung nach § 2 stattfindet, sofern diese an den Einnahmen oder
dem Ertrag aus der Veranstaltung beteiligt sind.

(3) Mehrere Steuerschuldner haften als Gesamtschuldner.
§ 4

Bemessungsgrundlage
Grundlage für die Bemessung der Steuer ist die Summe aller im Wettbüro ge-
tätigten Brutto-Wetteinsätze. Dieser umfasst den Nominalbetrag gemäß Wett-
schein zuzüglich etwaigen weiteren für die Platzierung der Wette zu zahlenden
Entgelten.

§ 5
Steuersatz

Die Steuer beträgt je angefangenen Kalendermonat 2 vom Hundert der für den
Abschluss der Wetten aufgewendeten Gesamtbeträge im Sinne des § 4.

§ 6
Anzeigepflichten und Sicherheitsleistung

(1) Wer ein Wettbüro im Sinne des § 2 eröffnet und in Betrieb nimmt, hat
dieses unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 14 Tagen nach der
Inbetriebnahme bei der Stadt Bergisch Gladbach auf amtlichem Vordruck
durch Anmeldung anzuzeigen.

Die Anmeldungen müssen folgende Angaben enthalten:
– Name und Anschrift der Betreiberinnen und Betreiber
– Ort und Zeitpunkt der Eröffnung des Wettbüros,
– Angaben über die Art der Wettangebote und der Wettveranstalter
– eine Auflistung aller eingesetzten Wettterminals mit der jeweiligen

Gerätenummer.
Mit der Anmeldung sind die gesetzlich vorgeschriebenen Genehmigungen
vorzulegen.
Hinsichtlich der bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehenden
Wettbüros im Sinne von § 2 haben die Betreiber die Anmeldung gemäß § 6
Abs. 1 S. 1 und 2 innerhalb von 14 Tagen nach Inkrafttreten dieser Satzung
vorzunehmen.

(2) Jede Änderung des Geschäftsbetriebes, die sich auf die zu entrichtende
Steuer auswirken kann (z.B. Schließung, Wechsel der Betreiberinnen und
des Betreibers, Änderung der genutzten Räumlichkeit oder des Wettan-
gebotes sowie der Wettveranstalter), ist innerhalb von 14 Tagen ab Eintritt
der Änderung der Stadt Bergisch Gladbach schriftlich mitzuteilen. Bei einer
verspäteten Anzeige der Änderung wird der Kalendertag der Vorsprache
an der Amtsstelle oder des Posteinganges der Mitteilung zu Grunde gelegt.

(3) Die endgültige Schließung des Wettbüros ist der Stadt Bergisch Gladbach
innerhalb von 14 Tagen anzuzeigen.

(4) Die Stadt Bergisch Gladbach ist berechtigt eine Sicherheitsleistung bis zur
Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld zu verlangen.

§ 7
Entstehung und Ende des Steueranspruches/der Steuerpflicht

(1) Der Steueranspruch entsteht mit der Verwirklichung des Steuertatbe-
standes (Annahme eines Wetteinsatzes).

(2) Die Steuerpflicht beginnt mit der Inbetriebnahme des Wettbüros und endet
mit dem Datum der Schließung des Wettbüros.

(3) Bei An- oder Abmeldung nach dem 1. eines Monats beginnt die Steuer-
pflicht mit dem ersten Tag des Monats der Anmeldung und endet mit dem
letzten Tag des Monats der Abmeldung.

(4) Bei Einstellung des Geschäftsbetriebes mit Nachfolge (Wettbürobetreiber-
wechsel) obliegt die Steuerpflicht bis zum Tag der Abmeldung dem bis-
herigen Betreiber des Wettbüros. Vom Tag der Einstellung des Geschäfts-
betriebs durch den bisherigen Betreiber bis zum Tag der Anmeldung durch
den Nachfolger haften der bisherige Betreiber und der Nachfolger gemein-
schaftlich.

§ 8
Festsetzung der Steuer und Fälligkeit

(1) Die Steuer wird in der Regel vierteljährlich nach Ende eines Quartals durch
einen Steuerbescheid festgesetzt. Die Steuer ist innerhalb von einem Monat
nach der Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten.
Erhebungszeiträume sind Januar bis März, April bis Juni, Juli bis September
und Oktober bis Dezember des jeweiligen Kalenderjahres.

(2) Die Steuerschuldner gemäß § 3 sind verpflichtet, die für die Festsetzung
der Steuer erforderlichen Angaben, bis zum 15. Kalendertag nach Ablauf
eines Kalendervierteljahres unter Verwendung des amtlichen Vordrucks
(Selbsterklärung) schriftlich zu übermitteln. Diese Erklärungen sind
Steuererklärungen gem. § 12 KAG NRW in Verbindung §§ 149 und 150 Abs.
1 bis 5 Abgabenordnung.
Die Summe der Wetteinsätze (§ 4) in dem jeweiligen Erhebungszeitraum ist
durch Beifügung geeigneter Unterlagen (z. B. Umsatzlisten, die Provisions-
abrechnungen mit dem Wetthaltern o.ä.) zu belegen.

(3) Endet die Steuerpflicht während des laufenden Erhebungszeitraums, ist
die Steuererklärung bis zum 15. des auf den Einstellungsmonat folgenden
Monats abzugeben.

§ 9
Steuerschätzung und Verspätungszuschlag

(1) Soweit die Steuererklärung nicht abgegeben oder der Wetteinsatz (§ 4)
nicht durch geeignete Unterlagen belegt wird, kann die Stadt Bergisch
Gladbach von den Möglichkeiten der Schätzung der Besteuerungsgrund-
lage nach § 12 KAG NRW in Verbindung mit § 162 Abgabenordnung (AO)
Gebrauch machen.

(2) Wenn die Steuerschuldner gemäß § 3 die in dieser Satzung angegebenen Fris-
ten nicht wahren, kann gemäß § 12 KAG NRW in Verbindung mit § 152 AO in
der jeweils geltenden Fassung ein Verspätungszuschlag erhoben werden.

§ 10
Steueraufsicht

(1) Die Veranstalter und die Eigentümer, die Vermieter, die Besitzer oder die
sonstigen Inhaber der benutzten Räume sind verpflichtet, den Beauftrag-
ten der Stadt Bergisch Gladbach zur Feststellung von Steuertatbeständen
oder zur Nachprüfung der Besteuerung unentgeltlich Zugang zu den Veran-
staltungsräumen, auch während der Veranstaltung, zu gewähren. Auf die
Bestimmungen der §§ 12 KAG NRW i. V. mit 98 und 99 AO wird verwiesen.

(2) Die Steuerschuldner (§ 3) und die von ihnen betrauten Personen haben auf
Verlangen den Beauftragten der Stadt Bergisch Gladbach Aufzeichnungen,
Bücher, Geschäftspapiere, und andere Unterlagen in der Betriebsstätte bzw.
den Geschäftsräumen in Bergisch Gladbach vorzulegen sowie Auskünfte
zu erteilen. Die Unterlagen sind auf Verlangen der Stadt unverzüglich und
vollständig vorzulegen. Auf die Bestimmungen der §§ 12 KAG NRW i.V. mit
90 und 93 AO wird verwiesen.

(3) Die Steuerschuldner (§ 3) haben alle Unterlagen, aus denen die Bemes-
sungsgrundlagen hervorgehen, entsprechend den Bestimmungen des § 147
AO aufzubewahren.

§ 11
Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des KAG NRW in
jeweils geltender Fassung handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig einer
Verpflichtung nach §§ 6, 8 oder 10 dieser Satzung zuwiderhandelt:

a) § 6 Absatz 1 (Anmeldung des Wettbüros)
b) § 6 Absatz 2 (Änderungen des Geschäftsbetriebes)
c) § 8 Absatz 2 (Abgabe der Steuererklärung und der Nachweise)
d) § 10 Absatz 1 (Zugang zu den benutzten Räumen)
e) § 10 Absatz 2 (Aushändigung von Unterlagen)

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße geahndet werden. Die
Vorschriften der §§ 17 und 20 KAG NRW in jeweils geltender Fassung über
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden.

§ 12
Soweit personenbezogene Bezeichnungen oder feststehende Begriffe des
Steuerrechts im Maskulinum stehen, wird diese Form verallgemeinernd ver-
wendet und bezieht sich auf beide Geschlechter.

§ 13
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.07.2020 in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher

beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 24.06.2020

Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister

Satzung
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen

für die Erschließungsanlage Überm Rost

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253) in der derzeit geltenden Fassung in
Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.08.1984 (GV NW S. 475), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 03.04.1992 (GV NW S. 124), hat der Haupt- und Fi-
nanzausschuss der Stadt Bergisch Gladbach im Rahmen einer Delegierung nach
§ 60 Abs. 1 S. 1 und 2 GO NRW in seiner Sitzung am 23.06.2020 folgende Satzung
beschlossen:

§ 1
Erhebung des Erschließungsbeitrages

Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt Erschließungsbeiträge für die Erschließungs-
anlage Überm Rost nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (§§ 127 ff.) sowie
nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für die Erschließungsanlage
Überm Rost in Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen und beson-
deren Wohngebieten und Mischgebieten bei beidseitiger Bebaubarkeit bis
zu 14 m Breite,

(2) Endet eine Erschließungsanlage mit einer Wendeanlage, so vergrößert sich
im Bereich der Wendeanlage das in Abs. 1 Nr. 1 angegebene Maß auf das
1½-fache, mindestens aber um 8 m. Das gleiche gilt für den Bereich der Ein-
mündung in andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließungsanlagen.

(3) Zu dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 gehören insbesondere die Kosten
1. für den Erwerb der Grundflächen;
2. für die Freilegung der Grundflächen;
3. für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlagen einschl. der Ein-

richtungen für ihre Entwässerung, ihre Beleuchtung und ihre Begrünung;
4. für die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen;
5. für die Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer klassifizierten Stra-

ße, die über die Breiten der anschließenden freien Strecken hinausgehen.
§ 3

Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsächlichen

Kosten ermittelt.
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschlie-

ßungsanlage ermittelt.
§ 4

Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand
Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes.

§ 5
Abrechnungsgebiet

Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder eine
Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die von dem Abschnitt der Er-
schließungsanlage bzw. der Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke
das Abrechnungsgebiet.

§ 6
Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

A
(1) Der nach § 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils

der Gemeinde (§ 4) auf die erschlossenen Grundstücke des Abrechnungs-
gebietes (§ 5) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die unter-
schiedliche Nutzung der Grundstücke nach Maß (Abs. B) und Art (Abs. C)
berücksichtigt.

(2) Als Grundstücksfläche gilt:
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der

Ermittlung der zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist,
b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Fest-

setzungen nicht enthält, die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu ei-
ner Tiefe von 40 m von der Erschließungsanlage oder von der der Er-
schließungsanlage zugewandten Grenze des Grundstückes. Reicht die
bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so
ist die Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der
Nutzung bestimmt wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige
Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestim-
mung der Grundstückstiefe unberücksichtigt.

B
(1) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem

Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:
1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren

Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 1
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2.

(2) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grund-
flächen- und Baumassenzahlen aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassen-
zahl geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf die nächstfolgende volle Zahl
aufgerundet werden.

(3) Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und
geduldet, so ist diese zugrunde zu legen.

(4) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen,
gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke.

(5) Grundstücke, deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer besonderen Zweck-
bestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit Gebäuden
überdeckt werden können bzw. überdeckt sind (z.B. Friedhöfe, Sportplätze,
Freibäder, Kleingartengelände), werden mit 0,5 der Grundstücksflächen
angesetzt.

(6) In unbeplanten Gebieten und Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder
die Geschosszahl noch Grundflächen- und Baumassenzahl festsetzt, ist
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen,
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den

bebauten Grundstücken des Abrechnungsgebietes überwiegend vor-
handenen Geschosse maßgebend.

(7) Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht fest-
stellbar, werden je angefangene 3,5 m Höhe des Bauwerks als ein Voll-
geschoss gerechnet.

C
Werden in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer überwiegend gewerblich oder
in gleichartiger Weise (z.B. mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus-
und Schulgebäuden) genutzten Grundstücken oder Grundstücken, die nach den
Festsetzungen eines Bebauungsplanes in einem Kern-, Gewerbe- oder Indust-
riegebiet liegen, auch andere Grundstücke erschlossen, so sind für die Grund-
stücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für Grundstücke, die
überwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzt werden; die in
Abs. B (1) Nrn. 1 bis 5 genannten Nutzungsfaktoren um 0,5 zu erhöhen.
D
(1) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage im Sinne des

§ 2 Abs. 1 dieser Satzung erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei
Abrechnung jeder Erschließungsanlage nur mit 2/3 anzusetzen.

(2) Dies gilt nicht
a) für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie für

überwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grund-
stücke,

b) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungsanlage er-
hoben wird und Erschließungsbeiträge für weitere Anlagen weder
nach dem geltenden Recht noch nach vergleichbaren früheren Rechts-
vorschriften erhoben worden sind oder erhoben werden dürfen,

c) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag eines
anderen Pflichtigen im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht,

d) für Eckgrundstücke mit einem Eckwinkel von mehr als 135°,
e) für Grundstücksflächen, soweit sie die durchschnittliche Grundstücks-

fläche der im Abrechnungsgebiet liegenden Grundstücke übersteigen.
(3) Mehrfach erschlossene Grundstücke sind bei gemeinsamer Aufwands-

ermittlung in einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei
der Verteilung des Erschließungsaufwandes nur einmal zu berücksichtigen
(§ 131 Abs. 1 Satz 2 BauGB).

§ 7
Kostenspaltung

Der Erschließungsbeitrag kann für
1. den Grunderwerb,
2. die Freilegung,
3. die Fahrbahn,
4. die Flächenbefestigung in verkehrsberuhigten Bereichen, Mischflächen,

Fußgängerbereichen und Verkehrsanlagen nach § 2 Abs. 1 Ziff. 2,
5. die Radwege, zusammen oder einzeln,
6. die Gehwege, zusammen oder einzeln,
7. die Parkflächen,
8. die Grünanlagen,
9. die Beleuchtungsanlagen,
10. die Entwässerungsanlagen,

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen
worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Ausschuss
für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr der Stadt beschlossen.

§ 8
Merkmale der endgültigen Herstellung

der Erschließungsanlagen
Die Erschließungsanlage Überm Rost ist endgültig hergestellt, wenn

a) die Stadt Eigentümerin der Flächen für die Erschließungsanlage mit der
Ausnahme der Teilfläche des Grundstücks Gemarkung Gladbach, Flur
12, Flurstück 180, über welche der Straßenausbau verläuft, ist und die-
se mit betriebsfertigen Entwässerungs- und Beleuchtungsanlagen aus-
gestattet sind und

b) sie auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton,
Platten, Pflaster oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise
hergestellt (befestigt) sind.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher

beanstandet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 24.06.2020

Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister




